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0. Einleitung 

 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit ist die Protestkultur der Enteignet-Springer-Kampagne 

(ESK). Konkret handelt es sich dabei um eine Protestkampagne, die im Kontext der 68er Be-

wegung gegen den in Berlin ansässigen Springer-Konzern geführt worden ist.  

Die Kampagne soll vor allem hinsichtlich ihrer Medienstrategien und Kommunikationsfor-

men analysiert werden, wobei insbesondere auch auf die öffentlichkeitsspezifischen ideologi-

schen Rahmungen sowie Prozesse der kollektiven Identitätsstiftung innerhalb des Protest-

netzwerkes Bezug genommen wird. 

Ziel ist dabei eine orientierende Vorlage zu erarbeiten, welche innerhalb des Forschungspro-

jekts als historischer Referenzpunkt zur Untersuchung des Wandels der Protestkultur transna-

tionaler Anti-Corporate-Campaigns dienen kann. Insofern steht weniger die historisch-

erklärend ausgerichtete Rekonstruktion der Ereignisabfolge, als vielmehr eine typisierende 

Analyse von medienkommunikationskulturellen Elementen der ESK im Vordergrund. 

 

Zur Gliederung:  

Da der historische Verlauf der ESK kaum vorausgesetzt werden kann, folgt im ersten Kapitel 

zur ersten Orientierung eine Chronologie mit den wesentlichen Ereignisdaten der Kampagne. 

In ihr werden auch die wesentlichen Akteure des Protestnetzwerk benannt.  

Das zweite Kapitel verortet die ESK dann im weitergefassten Kontext der Studenten- und 

Jugendbewegung und deren nationalen und internationalen ideologischen Bezüge.  

Die Darstellung dient als Bezugsbasis für die Erläuterungen im dritten Kapitel. Dort gilt es 

dann die an die ideologischen Grundorientierungen in de Studentenbewegung anschließende 

spezifischere Konstruktion des Gegners zu erläutern.  

Im vierten Kaptiel werden Muster kollektiver Identitätsstiftung und Reaktionen auf das 

Schlüsselereignis vom 2.Juni 1967 thematisiert, um dann im fünften Kapitel verschiedene 

grundlegende Merkmale der (Gegen-)Öffentlichkeits-, Medien- und Kommunikationspraxen 

der Protestakteure der ESK zu erörtern.  

Im sechsten und letzten Kapitel wird die ESK vor dem Hintergurnd der Art ihrer Bezugnahme 

auf das Wirtschaftssystem und der Thematisierung von Konsum in anderen Protestaktionen 

der 60er Jahre reflektiert.  

Abgerundet wird die Arbeit schließlich mit Bildmaterial im Anhang. 
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1. Eine Chronologie der Ereignisse  

   

• ab 1966: Der Springer-Konzern wird in Berlin vereinzelt Gegenstand studentischer Kritik. 

• Nov 1966: Es beginnt sich zunehmend eine ‚Frontlinie‘ zwischen dem Springer-Konzern 

und den Studenten abzuzeichnen. 

• 26. März 1967: Nach einer Demonstration werfen ca. 150 Studenten Farbbeutel an das Ame-

rika-Haus in Berlin. Das Ereignis wird von der Springerpresse zum „unerhörten Skandal“ 

erklärt. 

• 2. Juni 1967: In Berlin wird bei einer Demonstration gegen den Besuch des Schahs von Per-

sien der Student Benno Ohnesorg von dem Polizeibeamten Karl-Heinz Kurras durch einen 

Kopfschuss getötet. In zahlreichen Städten kommt es zu großen Studentendemonstrationen 

gegen die Erschießung Benno Ohnesorgs. 

• 3. Juni 1967: Die mediale Auseinandersetzung zwischen der studentischen Protestbewegung 

und den Medien des Axel Springer Verlags verschärft sich: Konkret kommt es zu einem 

Briefwechsel zwischen dem Sozialistischen Deutschen Studentenbund (SDS) und der Berli-

ner Redaktion der Bild-Zeitung, bei welchem der SDS Bild einerseits beschuldigt, für den 

Tod Benno Ohnesorgs mitverantwortlich zu sein, und andrerseits die Enteigung des Sprin-

ger-Konzerns gefordert. 

• 9. Juni 1967: In Hannover wird anlässlich des Begräbnisses von Benno Ohnesorg an einer 

Großveranstaltung unter dem Titel „Hochschule und Demokratie“ über die veränderte poli-

tische Situation diskutiert. Besprochen werden Fragen des Widerstands, beispielsweise, in-

wiefern es notwendig sei, zu illegalen Mitteln zu greifen. 

• 4.- 9. Sept. 1967: An der 22. Delegiertenkonferenz des SDS in Frankfurt/Main wird die ‚Re-

solution zum Kampf gegen Manipulation und für die Demokratisierung der Öffentlichkeit‘ 

verabschiedet. Sie fasst die zentralen Argumente der Manipulationsthese der Anti-Springer-

Kampagne zusammen. 

• 6. Okt. 1967: Vereinbarung zu einer ‚gemeinsamen‘ APO-Kampagne gegen Springer zwi-

schen Vertretern verschiedener Studentenverbände (LSD, SHB, SDS), den AStAs verschie-

dener Universitäten, der Kampagne für Abrüstung (KfA) des Republikanischen Clubs (RC) 

und des Publikationsorgans ‚Berliner Extra-Dienst’. 

• 18. Okt. 1967: Es kommt zu Boykottaufruf-Aktionen auf der Frankfurter Buchmesse gegen 

Stände des Springer-Konzerns. 

• Januar 1968: Bildung eines Springer Arbeitskreises der Kritischen Universität Berlin (KU) 

sowie Gründung des Gegenöffentlichkeitsinstituts GÖFI.  

• 1.Feb 1968: An der KU findet ein vorbereitendes Treffen für das ‚Springer-Hearing’ statt. 
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• 2.Feb 1968: In der darauffolgenden Nacht werden in mehreren Berliner Bezirken die Fens-

terscheiben von Filialen des Springerkonzerns durch Steinwürfe zertrümmert. Dies nimmt 

die Bild-Zeitung zum Anlass, eine Karrikatur, die den Vergleich zwischen SDS-Leuten und 

SA-Leuten nahelegt, zu veröffentlichen (siehe Bildmaterial 5) und unter dem Titel „Stoppt 

den Terror der Jung-Roten jetzt!“ offen zur Gewalt aufzurufen (siehe Bildmaterial 6).  

• 9.Feb 1968: Das Springer-Hearing in Berlin wird kurz nach der Eröffnung vertagt. 

• 11.April 1968: Anschlag auf Rudi Dutschke: Der Hilfsarbeiter Josef Bachmann feuert auf 

offener Strasse drei Schüsse auf Dutschke ab. Das Attentat wird in einer noch am gleichen 

Tag stattfindenden Protestversammlung der Springerpresse angelastet. Es kommt zu einer 

spontanen Demonstration, bei welcher einige Scheiben des Springer-Hochhauses eingewor-

fen und Autos umgekippt werden. 

• 11.-16. April 68: ‚Osterunruhen‘: In den folgenden Tagen kommt es in vielen deutschen 

Großstädten zu Demonstrationen, Strassenschlachten und zu versuchten Blockaden der Aus-

lieferung der Bild-Zeitung. Trotzdem wird die Zeitung am folgenden Dienstag ausgeliefert. 

 

 

2. Die ideologischen Diskurssphären 

 

Da die ESK meist im Rahmen des Bewegungszusammenhangs der Studenten- und Jugend-

bewegung1 der 60er Jahre verhandelt wird, ist ein mindestens kursorischer Einblick in die 

kulturelle Verfassung und Orientierung des Protestfeldes, von dem aus die ESK ihren Aus-

gang nimmt bevor sie sich letztlich über mehrere Netzwerkknoten des Protestnetzwerks der 

sogenannten ‚Außerparlamentarischen Opposition’ (APO)2 erstreckt, für das Verständnis der 

darauffolgenden Ausführungen hilfreich. Daher folgen einführend kurz ein paar Erläuterun-

gen zur allgemeinen Ideologie und zu den Einflusssphären dieser studentischen Protestbewe-

gung im nationalen und internationalen Raum.  

 

                                                 
1 Im Folgenden werden die Bezeichnungen ‚ Studenten- und Jugendbewegung’, ‚studentische Protestbewe-

gung’, ‚Studentenproteste’, ‚Studentenbewegung’ und ähnliche Begriffe synonym verwendet. 
2 Der Begriff der APO wird in der Literatur uneinheitlich und nicht immer klar definiert verwendet. Das 

liegt daran, das darunter zahlreiche Protestgruppen fallen und die APO insgesamt ein offenes und hohen 
Dynamiken unterliegendes Netzwerk darstellt. Ein kurzes pointiert-beschreibendes Zitat von Otto soll an 
dieser Stelle jedoch genügen: „Diese zum Eigenbegriff gewordene ‚außerparlamentarische Opposition‘ 
oder ‚APO‘ war der Sammelname für eine Vielzahl außerparlamentarischer Kampagnen und Aktionen 
vor allem gegen die atomare Rüstung, die Notstandsgesetzgebung, den Vietnamkrieg, gegen die Manipu-
lationsmacht des Springer-Konzerns, für Hochschulreform, Abrüstung und partiell – vor allem mit der 
Hinwendung der Studentenbewegung zu marxistischer Theorie und antiautoritärer Praxis – für radikale 
sozialistische Strukturreform. Die der APO zugerechneten Gruppen, Verbände, Bewegungen und Wäh-
lerbündnisse lagen in ihrem Selbstverständnis innerhalb einer politischen Bandbreite von ‚linksliberal‘ bis 
‚linksradikal.“ (Otto 1989, 13) 



                                                                                                                                                 6 

2.1 Die nationale Diskurssphäre 

Als systematisches Zentrum der Studentenbewegung zu Beginn der sechziger Jahre können 

die universitären Kreise Berlins ausgemacht werden. Und auch bezüglich der ESK ist das 

studentische Milieu Westberlins – auch wenn sich der Aktionsraum der ESK in kürzester Zeit 

auf den gesamten bundesdeutschen Raum ausdehnt und diese insofern als nationale Kampag-

ne bezeichnet werden kann – Inkubationsraum und stets einer der zentralen Schauplätze der 

Aktionen. Dass die Studentenbewegung ihren Ursprung und Kern in Westberlin hat, ist kein 

Zufall. Ausgehend von langjährigen Querelen innerhalb der Freien Universität Berlin,3 sind 

nach Kleßmann die Berliner Studenten stärker politisiert als ihre westdeutschen Kommilito-

nen,4 andererseits schaffen die geographische und politische Lage Berlins an der Nahtstelle 

des Kalten Krieges und die Quasi-Monopolstellung der Springer-Presse5 Rahmenbedingun-

gen, die eine Konfrontation zwischen Studenten, Universitätsleitung, Senat und Bevölkerung 

befördern (Kleßmann 1991, 91). 

In einer ersten Annäherung kann die Orientierung vieler politisch aktiver Studenten nach Oy 

einerseits im ideologischen Umfeld der „Weiterentwicklung der Tradition des westlichen 

Marxismus“ verortet werden. Andererseits besteht „ein starker alltagskultureller Bezug auf 

die Lebenswelt der Ausgegrenzten und ihrer kulturellen Stile. Die Schnittstelle zwischen Poli-

tik und Kultur entwickelt sich zum Moment der Politisierung. Die Haltung des politisch moti-

vierten Nonkonformismus wird zu einer attraktiven alltagskulturellen Position.“ (Oy 2001, 

117). Auch Stamm spricht von einer „Wechselwirkung von Selbstbefreiung und sozialem 

Befreiungskampf“  und bezeichnet diese Interdependenz als grundlegendes Prinzip der 68er 

‚Revolte‘. Es wird als das neue ‚authentische‘ Politikverständnis propagiert, das sich gegen 

den vorherrschenden Typus rein instrumenteller Politik wendet. (Stamm 1988, 19). Damit 

wird die Ebene der subjektiven Bedürfnisse und des Expressiven, in seiner Verschränkung 

mit dem sozialen und politischen Gemeinwohl an höchst prominenter Stelle des antiautoritä-

ren Protestdiskurses positioniert. Sein praktisches Pendant stellt in etwa das Konzept der be-

                                                 
3 Für einen kurzen Überblick zur speziellen Situation an der Freien Universität Berlin die letztlich im 

Sommersemester 1965 zum Umschlag von bis dahin latenten Spannungen zur offenen Verfassungskrise 
führte siehe etwa Fichter; Lönnendonker 1980, S. 162-164; einen detaillierteren Einblick bietet Bergmann 
1968, S. 7-32. 

4 Es wird in der Literatur verschiedentlich darauf hingewiesen, dass die Gruppe von Studenten, die in den 
60er Jahren über einen längeren Zeitraum engagiert und politisch aktiv ist, gemessen an der Gesamtheit 
aller studierenden Jugendlichen, eine Minderheit darstellt (Weiss 1985, 10). Die Studentenschaft wird e-
her als eine politisch desinteressierte, eher apathische Jugend beschrieben, die vorwiegend und mehrheit-
lich an privaten Zielen wie Leistung, Erfolg, Karriere orientiert ist und eine relativ große gesellschaftliche 
Integrationsbereitschaft aufweisen (ebd., 3). Marcuse bezeichnet in einem Interview die große Mehrheit 
der Studenten der damaligen Zeit dementsprechend als „konservativ wenn nicht reaktionär“  (Kraushaar 
2003, 380). 

5 Der Springer-Verlag verlegte seinen Firmenhauptsitz im Oktober 1966 von Hamburg nach Berlin.  
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grenzten Regelverletzung dar (ebd., 25f.), welches in zahlreichen praktizierten Protestformen 

seinen konkreten Ausdruck findet.  

Dazu kommt als Spezifik des bundesdeutschen Raumes, die nicht abgeschlossene Vergan-

genheitsbewältigung, als bereits seit den fünfziger Jahren allmählich ansteigender Protest ge-

gen das „versteckte Weiterleben der NS-Tradition“ (Hickethier 2003, 11), welcher insbeson-

dere bei der damaligen Jugend über die Auseinandersetzung mit den „Nazi-Eltern“ zum Ge-

nerationenkonflikt eskalierte. „Das Wort ‚Faschismus‘ fand sich fortan nahezu in jeder stu-

dentischen Verlautbarung.“, so diesbezüglich eine pointierte Anmerkung von Melchert (Mel-

chert 2003, 287) und auch die zu der Zeit in Bewegungskreisen populäre Parole „trau keinem 

über 30“ markiert nach Kleßmann „einen wichtigen Aspekt des Generationenkonflikts“ 

(Kleßmann 1991, 99). Auch Fahlenbrach bezeichnet den Generationenkonflikt als zentrale 

Antriebskraft der Proteste und analysiert bzw. verdeutlicht in ihrer Arbeit, weit über solche 

ad-hoc-Verweise auf gängige Slogans hinaus, die maßgebliche Koppelung der kognitiven und 

emotionalen Muster der kollektiven Protest-Identität der Aktivisten, Teilnehmer und Sympa-

thisanten an die habituellen Konflikte zwischen Jugend- und Elterngeneration. Stärker als 

andere betont sie die kulturell-expressive gegenüber einer instrumentell-politischen Ausrich-

tung der Bewegung. Sie bezeichnet die 68er sogar als „erste Protestbewegung, in der Habitus 

zur primären Konflikt- und Mobilisierungsressource wird.“  (Fahlenbrach 2002, 167). 

 
2.2 Die internationalen Bezugsfelder 

Sösemann führt zwar die Vorgänge der Studentenbewegung einerseits ebenfalls auf das lokale 

Umfeld zurück, darüber hinaus verweist er aber andererseits auf den wesentlichen Zusam-

menhang dieser Entwicklungen mit dem weltpolitischen Geschehen und der reformorientier-

ten oder revolutionären Programmatik gleichzeitig agierender internationaler Protestbewe-

gungen (Sösemann 1999,674).  

Dass die Aktivitäten der APO auch in engem Zusammenhang mit den weltweiten Protestbe-

wegungen von Studenten und Befreiungsbewegungen in der zweiten und dritten Welt verlief 

wird vielfach erwähnt, das konkrete Ausmaß der Verbindungen bzw. die tatsächliche Form 

und Intensität der Kommunikationen unter den Gleichgesinnten, der effektive Grad der Ver-

netzung, wird aber in der gesichteten Literatur kaum näher thematisiert. Folgende sehr vage 

gehaltene Beschreibung muss an dieser Stelle daher genügen: „Die meisten dieser Aufstände, 

Konflikte und Rebellionen spielten sich anscheinend zufällig zur gleichen Zeit ab, manche 

waren lose miteindander verknüpft, andere hingegen lediglich in der Phantasie als Teile eines 

weltweiten Ganzen existent und auf eine geradezu megautopische Weise aufgeladen. Ohne 
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eigentliche Netzwerke, lediglich auf der Basis einiger lockerer Kontakte kamen Aktionstage, 

Konferenzen und Kampagnen zustande …“ (Kraushaar 2000, 24). 

Lönnendonker, Rabehl und Staadt bezeichnen auf ideeller Ebene insbesondere den Krieg in 

Vietnam als jenes Ereignis, das bei der Mobilisierung und Politisierung der Studenten die ent-

scheidende Rolle gespielt hat (Lönnendonker u.a. 2002, 209). Sie erläutern an dieser Stelle 

auch die spezifische Verknüpfung der Vietnamproteste mit den oben erwähnten Vorwürfen an 

die Elterngeneration, im Nationalsozialismus keinen Widerstand geleistet zu haben (ebd., 209, 

Fussnote 34).  

Weiss wiederum beschreibt die ideellen Zusammenhänge zwischen der kritischen Theoriebil-

dung im lokalen Kontext (– ‚herrschaftliche Repression’ und ‚psychische Deformation’ des 

Individuums als ‚Bedürfnisunterdrückung’ durch ‚Manipulation’ und ‚Konsumzwang’ –) und 

der Protestbewegungen in der 3.Welt (– deren radikale Befreiungspolitik aus der ‚Unterprivi-

ligierung’ als Vorbild und Legitimation für  den eigenen Protest gegen die ‚Bedürfnisunter-

drückung’dient –). (Weiss 1985, 16+17). 

 

 

3. Der zentrale Gegner in der Wahrnehmung der Protestakteure:  

Der Springer-Konzern und seine ‚Komplizenschaft mit dem Herrschaftssystem’

 

Dass nun gerade auch ein Medienunternehmen und gerade der Springer-Konzern Ziel konkre-

ter studentischer Proteste wird, kann weder auf rein ideologisch motivierte bzw. strategische 

Kalküle der Protestakteure, noch schlicht auf ‚faktische’ strukturelle Ursachen oder lediglich 

auf das Verhalten des Großverlegers zurückgeführt werden. Vielmehr sind es verschiedene 

Einflussquellen und Handlungszusammenhänge, die schließlich zur ESK führen. 

Der Springer-Konzern wurde beispielsweise bereits Jahre vor den studentischen Protesten 

Ziel öffentlich kommunizierter Kritik und gelangte dabei im Zusammenhang mit der kriti-

schen Diskussion um eine eventuelle publizistische Monopolmachtstellung ins ‚allgemeine’ 

öffentliche Bewusstsein.6  

                                                 
6 Melchert zeigt in seiner differenzierten historischen Analyse auf, wie es dazu kam, dass ab Mai 1966 die 

Konzentrationserscheinungen im Pressewesen in der westdeutschen Medienpolitik zu einem zentralen 
Thema avancierten und – bereits zugespitzt auf die personalisierte Diskussion über Axel Springer und ei-
ne etwaige Monopolstellung seines Springer-Konzerns – im darauf folgenden Frühjahr schließlich auch in 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkmedien auf starke Resonanz stießen.  
Die Ursprünge dazu reichen nach Melchert bis ins Jahr 1964 zurück, als das Wirtschaftsmagazin ‚Capital’ 
die Marktanteile des Springer-Konzerns in einem detaillierten und faktenreichen Bericht unter dem Ge-
sichtspunkt der Pressekonzentration erörterte. Im Anschluss daran bildete sich bis ins Jahr 1967 eine 
„publizistische Anti-Springer-Allianz“ verschiedener westdeutscher Verleger unter der maßgeblichen Fe-
derführung des Spiegel-Herausgebers Rudolf Augstein. Diese Allianz versuchte gezielt dem Springer-
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Der unmittelbarere ideologische Hintergrund, welcher in der Studentenschaft für die allmäh-

lich und innerhalb des Aktionszusammenhangs diskursiv ausgebildeten kollektiven Schemata 

der spezifischen Deutung der Springeraktivitäten konkrete Impulse stiftet, entsteht in der in-

tensiven Auseinandersetzung der Protestakteure mit den theoretischen Arbeiten im Umfeld 

der Kritischen Theorie. Fahlenbrach bezeichnet die Studentenbewegung sogar „als erste sozi-

ale Bewegung, die ihre Aktionen nicht nur politisch, sondern auch medientheoretisch begrün-

det“. Sie verweist in diesem Zusammenhang konkret (aber ohne näher darauf einzugehen) auf 

die Autoren Negt, Kluge und Enzensberger und deren Analysen der politischen und sozialen 

Bedingungen von Öffentlichkeit unter dem wachsenden Einfluss der Massenmedien (Fahlen-

brach 2002, 170). Oy wiederum verweist hinsichtlich bedeutender theoretischer Einflüsse auf 

konkrete Proteststrategien der Studenten insbesondere auf Habermas. Seine theoretischen 

Konzeptionen, in denen die Produktion von Meinung als kalkulierbare Tätigkeit veranschlagt 

wird, in denen die Massenmedien als ‚Meinungsmanipulatoren’ fungieren und in denen die 

rezipierenden Individuen als Meinungsträger auftreten, deren Meinungen stetig geformt und 

manipuliert und damit zur „bloßen Manövriermasse degradiert“  werden, waren nach Oy ent-

scheidende konzeptionelle Anregungen für spezifische und weiter unten noch näher erläuterte 

Aktions- und Kommunikationsformen der Protestakteure (Oy 2001, 122). Kraushaar nennt 

                                                                                                                                                         
Konzern in der Öffentlichkeit das Image einer bedrohlichen publizistischen Monopolmacht anzuheften. 
Da es sich dabei um systematische und mehr oder weniger koordinierte Aktivitäten handelte, bezeichnet 
Melchert diese strategisch verfolgte Imageschädigung der Verleger als Anti-Springer-Kampagne und 
auch Kain tituliert in seiner Arbeit das Kapitel zu dieser Thematik mit „Die Kampagne der Verleger“ 
(Kain 2003, 81-143). Parallel dazu führten im Frühling 1966 auch die DDR-Medien eine weniger auf Re-
cherchen als vielmehr auf propagandistischen Behauptungen beruhende massive Kampagne gegen Sprin-
gers angebliches Meinungsmonopol.  
Doch auch der Springer-Verlag selbst trug durch sein Verhalten zu seinem schlechten Ruf bei. Dies einer-
seits durch seine kontinuierlichen und trotz diesbezüglicher Kritik unbekümmert fortgeführten Expansi-
onsaktivitäten und andererseits durch das wiederholte öffentliche politische Engagement von Axel Sprin-
ger persönlich. Als schließlich anfangs 1967 auch noch in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
der ARD und des ZDF  eine intensive Berichterstattung über die publizistischen und ökonomischen  
Konzentrationsprozesse in der bundesdeutschen Medienlandschaft erfolgte, erhielt das Thema ‚Presse-
konzentration durch das Imperium Springer‘ in einer breiten Öffentlichkeit zunehmend größere Aufmerk-
samkeit (Melchert 2003, 160-408).  
Melchert weist aber explizit darauf hin, dass auf der Ebene der direkten Interaktion der Akteure kaum di-
rekte Zusammenhänge zwischen dieser Anti-Springer-Kampagne und der ESK bestehen, weshalb diese 
‚Verleger-Kampagne‘ sinnvollerweise nicht als Teil des Protestnetzwerks der außerparlamentarischen 
Opposition betrachtet werden sollte, sondern vielmehr als unabhängig davon verlaufende, rein privatwirt-
schaftlich – bzw. im Fall der DDR-Medien politisch-institutionell – motivierte Kampagne veranschlagt 
werden kann. Ihr Einfluss auf die ESK bestände dann etwa in Form eines Agenda-Settings oder der Be-
einflussung der latenten Wissensstrukturen, ohne jedoch dadurch kausale Beeinflussungswirkung entfal-
ten zu können. Die Einstellungen und das konkrete Verhalten der Protestakteure lässt sich erst unter Be-
rücksichtigung deren konkreten Binnenprozesse und -rationalitäten, sowie deren direkten Interaktionen 
mit ihrer Umwelt näher verstehen und erklären. Aus diesem Grund wird hier – soweit es sich nicht um 
direkte Handlungsbezüge zwischen Akteuren der beiden Kampagnen handelt – nicht eingehender auf die-
se als ‚Anti-Springer-Kampagne‘ bezeichneten Kampagne eingegangen. 
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Horkheimer, Adorno, Pollock und Marcuse als wesentliche Einflussquellen vor allem für die 

antiautoritären Zielsetzungen und verweist unter anderem auf das Theorem des ‚integralen 

Etatismus’, welches sich auch auf den Zusammenhang von Staat und Medien bezieht: Durch 

Manipulation der öffentlichen Meinung mittels der Medien wird Massenloyalität erreicht. 

Diese wird wiederum in erster Linie in ihrer versteckt repressiven Funktion gesehen, offene – 

und damit sichtbare – staatliche Repression weitestgehend zu kompensieren (Kraushaar 2000, 

32).  

Es sind diese akademischen Diskursfelder, aus denen sich der stark medien- und öffentlich-

keitstheoretisch imprägnierte aufklärerische Impetus der studentischen Protestler – die sich 

selbst als aufgeklärt, nicht manipuliert begriffen und andere, d.h. die Gesellschaft, aufklären 

wollten – speist.7  

 

Neben solchen ideellen Einflüssen sind es aber vor allem auch die konkret erfahrenen Fremd-

zuschreibungen aus dem Hause Springer, die die Studenten immer mehr gegen den Springer-

Konzern aufbringen: Seit Ende 1966 häufen sich die kritischen Kommentare der Springer-

Presse gegenüber der protestierenden Studentenschaft.8 Diese direkt erlebten zunehmend ver-

bal-aggressiven Anfeindungen, führen bei den Studenten zu einer stark emotionalen Unterfüt-

terung ihrer theoretisch abgeleiteten Verurteilung des publizistischen Meinungsführers Sprin-

ger. 

 

Es lässt sich aber noch ein weiterer einschneidender Erfahrungsbereich der Studenten, der für 

die spezifische kognito-emotionale Verfassungen und Grundeinstellungen der Protestakteure 

zu Beginn der ESK verantwortlich zeichnet, anführen: Das zweite maßgebliche Akteursfeld 

mit dem die Berliner Studenten im Vorfeld in direkter Konflikt schürender Interaktion stehen, 

stellt das politische System bzw. insbesondere die dortige lokale Staatsgewalt dar.  

Die seit 1965 vermehrt im öffentlichen Raum demonstrierenden Studenten, deren in den An-

fängen friedliche Protestformen wie Go-Ins, Sit-Ins oder Teach-Ins kaum Anlass zum Ein-

                                                 
7 Hinsichtlich solcher Bezugnahmen und Analysen ‚zeitprägender’ theoretischer Arbeiten und deren (meist 

implizit gehaltenen) Gleichsetzung mit den Ideologien der diese Arbeiten rezipierenden ‚Schüler’, gilt es 
aber nach Weiss zu berücksichtigen, dass es durchaus oft zu Differenzen zwischen Lehrern und ihren 
‚Schülern’ kam. Die zum Teil öffentlich ausgefochtenen Auseinandersetzungen der Studenten mit Ador-
no, Habermas, später auch mit Marcuse, können in Bezug auf die Studentenproteste als solche konkreten 
und auch gut dokumentierten Beispiele von ‚Nichtübereinstimmungen’ angeführt werden (siehe exempla-
risch der prominente öffentliche Disput zwischen Dutschke und Habermas am Kongress in Hannover in 
Lönnendonker 2002, 349-352). Dabei kann es sowohl sein, dass die Ideen der Studenten, anfänglich noch 
stark von ihren Lehrern inspiriert, sich allmählich von den Ursprungskonzepten entfernten oder aber auch 
schon von Beginn an auf eigene Art interpretiert wurden (Weiss 1985, 10).  
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greifen gaben, geraten bereits im Vorfeld der eigentlichen ESK zunehmend mit der lokalen 

Staatsgewalt in Konflikt. So wurde etwa im Februar 1966 eine Vietnam-Demonstration in 

Berlin von der Polizei gewaltsam aufgelöst, was für die Studenten lediglich eine Bestätigung 

ihrer Sicht auf die staatlichen Organe als undemokratischer, repressiv-autoritärer Herrschafts-

verband war.9 Eine weitere Zuspitzung erfuhr das Verhältnis zwischen Protestbewegung und 

Berliner Staatsgewalt dann im April 1967, als die Polizei bereits im Vorfeld einer Demonstra-

tion gezielt Aktivisten in Untersuchungshaft nahm, um ein geplante Aktion10 zu vereiteln 

(Melchert 2003, 290). Auch dies begünstigte letztlich nur eine Radikalisierung der negativen 

Einstellungen der Studenten gegen Polizei und Regierung. 

Darüber hinaus stellt sich das politische System mehrheitlich klar und auch immer wieder 

öffentlich auf die Seite des Springer Verlags, wodurch bei den Studenten das Bild des ‚Herr-

schaftszusammenhangs‘ zwischen der staatlicher Obrigkeit und der ‚herrschaftslegitimieren-

den’ und die öffentliche Meinung manipulierenden Springer-Presse noch verstärkt werden 

dürfte.11  

 

Aufgrund dieser Vorgeschichte sind die Konfliktlinien noch vor Beginn der eigentlichen ESK 

bereits relativ manifest: Sowohl aus der theoretisch-reflektierenden Perspektive heraus als 

auch aufgrund der direkten Beobachtungen – bzw. auch körperlichen Erfahrungen – der akti-

ven Studenten, kristallisieren sich – in Verbindung mit diesbezüglich zunehmend feindseligen 

Affekteinstellungen – der Springer-Konzern und der Staatsapparat als die beiden zentralen 

Gegner heraus, die durch ihre mehr oder weniger direkte Komplizenschaft die unmittelbar zu 

bekämpfenden ‚herrschaftlichen Machtstrukturen’ konstituieren. 

Wie nun aber haben die verschiedenen Protestakteure im Umfeld der ESK konkret kommuni-

ziert und versucht, mit ihren Anliegen an die Öffentlichkeit zu gelangen, öffentliche Zustim-

                                                                                                                                                         
8 Für einen kurze, skizzenhafte Chronologie einiger Daten zur Medienresonanz der Proteste der 68er siehe 

Fahlenbrach 2002, S. 267-270.  
9 Dies allerdings erst nachdem die Studenten im Anschluss an die genehmigte Protestveranstaltung vor das 

Amerika-Haus gezogen waren, um dort das amerikanische Sternenbanner auf Halbmast zu setzen und das 
Gebäude mit Eiern zu bewerfen. 

10 Der von der eingreifenden Polizei öffentlich unterstellte ‚verschwörerische’ Bombenanschlag auf den 
US-Vizepräsidenten Humphrey anlässlich des bevorstehenden Berlin-Besuchs entpuppte sich letztlich als 
relativ harmlose Provokation in Form von mit Farbstoff, Pudding und Mehl gefüllten Plastikbeuteln. 
(Miermeister/Staadt 1980, 86). 

11 So hatte beispielsweise die SPD anlässlich des 55. Geburtstages des Verlegers in einem öffentlichen 
Telegramm in der Welt seine „verlegerische Arbeit“  gewürdigt und ihm gedankt, dass er „Initiativen zur 
Förderung des Ansehens und der Interessen des deutschen Volkes im In- und Ausland“ entwickelt habe. 
Außerdem erhielt Axel Springer anfangs Juni 1967 öffentlich bezeugte Anerkennung von höchster natio-
naler und lokaler Ebene, indem er vom damaligen Bundespräsidenten (Lübke) im Beisein des Regieren-
den Bürgermeisters von Berlin (Albertz) für, so wörtlich, „besondere Verdienste um Staat und Volk“ mit 
dem ‚Großen Verdienstkreuz mit Stern‘ ausgezeichnet wurde (Melchert 2003, 290+292-293). 
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mung zu erreichen und/oder zu mobilisieren? Welche Mittel und Formen der Artikulation, 

d.h. welche spezifischen Kommunikationspraxen aber auch welche für diese Zeit typischen 

übergeordneten handlungsleitenden Strategien der Inszenierung werden in der einschlägigen 

Literatur beschrieben? Was wird dabei über Prozesse der Identitätsstiftung ausgesagt?  

 

 

4. Schlüsselereignis ‚2. Juni’ – Identitätstiftende Reaktionen im Kollektiv 

 

Der Pressekonzern wird ab Mitte des Jahres 1966 Gegenstand vereinzelter öffentlicher Kritik 

durch die Studenten. Doch in dieser ‚Vorphase’ hat sich innerhalb des studentischen Protest-

kollektivs noch keine eingängige und bindende Formel durchgesetzt, mit der man den Verlag 

öffentlichkeitswirksam hätte attackieren können. Das Schlagwort der ‚Enteignung‘ als zentra-

le spätere Mobilisierungsformel taucht im Protestumfeld12 erstmals im Berliner Extra-Blatt13 

vom 13. Mai 1967 auf. Dort fordern die studentischen Autoren wörtlich: „Die West-Berliner 

Teile des Springer-Konzerns müssen im Lebensinteresse unserer Stadt enteignet und einer 

gesellschaftlichen Kontrolle unterworfen werden.“  Von diesem Zeitpunkt an begleitet nach 

Melchert die Forderung ‚Enteignet Springer‘ die politische Diskussion in West-Berlin (Mel-

chert 2003, 292).  

Die entscheidende Schlagkraft, um sich nicht nur in Berlin sondern auch in der Bundesrepu-

blik Gehör zu verschaffen, bzw. die entscheidende Initialzündung, welche die zahlenmäßige 

und räumliche Basis der studentischen Rebellion schlagartig verbreitert, erhalten die Protest-

akteure aber nicht allein durch rhetorische Bemühungen oder strategische Geschicke, sondern 

durch ein exogenes Schlüsselereignis – der Tod von Benno Ohnesorg: Am 2. Juni 1967 de-

monstrieren Berliner Studenten vor der deutschen Oper gegen den Besuch des Schahs von 

Persien. Während eines massiven Polizeieinsatzes gegen die Demonstranten wird der Student 

Benno Ohnesorg von einem Polizisten durch einen Schuss in den Hinterkopf getötet.  

Bis zu diesem Zeitpunkt handelt es sich bei den Protestierenden lediglich um eine kleine, ü-

berschaubare, vor allem auf Berlin konzentrierte Gruppe, die nur wenig gesellschaftliche Re-

sonanz zu erzeugen vermag. Der Todesfall löst nun aber eine neue, bisher nicht erreichte Stu-

                                                 
12 Die ‚Enteignung‘ und ‚Entflechtung’ des Springer-Konzerns wurde laut Melchert schon früher in den 

DDR-Medien öffentlich gefordert, dies wurde aber von der Studentenschaft aufgrund ihrer damaligen In-
teressenlagen zu dieser Zeit noch nicht aufgegriffen. 

13 Das Extra-Blatt  ist eine in Eigenregie verschiedener Redakteure geführte Wochenzeitung, von der zwi-
schen Februar und Mai 1967 vierzehn Ausgaben erscheinen und die aus der ursprünglichen Idee heraus 
entstanden ist, in Konkurrenz zur Springer-Presse ein linkes Boulevardblatt zu lancieren. Die baldige Ein-
stellung des Projekts begründeten die Redakteure in der letzten Ausgabe damit, dass der Widerspruch 
zwischen Form und Stil  (die Form und Ästhetik der Publikation wurde bewusst an die Bild-Zeitung ange-
lehnt) und (gesellschaftskritisch orienierten linken) Inhalten zu groß sei. (Stamm 1988, 45+46). 
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fe der Mobilisierung innerhalb der Studentenschaft aus, in deren Folge der Protestfunke der 

Rebellion auf zahlreiche andere Universitäten der Bundesrepublik und auch auf andere Teile 

der bundesdeutschen Jugend überspringt: „Der 2. Juni 1967 ist in der Geschichte der studenti-

schen Protestbewegung in West-Berlin und der Bundesrepublik der Wendepunkt, an dem die 

Revolte begann.“ (Lönnendönker u.a. 2002, 331). 

Es ist dabei weniger alleine der Tatbestand der Erschießung, der in der Folge zu der massiven 

Mobilisierung der Studentenschaft führt. Es sind vielmehr die äußerst repressiv empfunden 

Folgeerfahrungen sowie die Wahrnehmung pauschal kategorisierender und zum Teil feindse-

liger Zuschreibungen von Seiten des Gegners, die im Folgenden Prozesse kollektiver Identi-

tätsbildung unter den studentischen Protestakteuren mitunterstützen. Fichter und Lönnendon-

ker beschreiben das Vorgehen als überwiegende Stigmatisierung und Kriminalisierung der 

Studenten durch Polizei, Senat, Abgeordnetenhaus und der von Springer beherrschten Boul-

vardpresse. Der Vorfall wird vertuscht, und die Studenten in öffentlichen Erklärungen und in 

der Presse nicht nur eindeutig als die Aggressoren dargestellt, sondern darüber hinaus mehr-

mals in polemischer Weise in die Nähe terroristischer Vereinigungen gerückt oder mit den 

Nationalsozialisten gleichgesetzt (Fichter; Lönnendonker 1980, 165). Außerdem werden rund 

hundert Strafverfahren gegen Demonstranten eingeleitet (Lönnendonker u.a. 2002, 484), und 

über Berlin ein generelles Demonstrationsverbot verhängt – unter Androhung von weiteren 

Polizeieinsätzen bei Zuwiderhandlung. Vermittelnde Stimmen sind nur in den überregionalen 

Zeitungen oder in Äußerungen einzelner Politiker zu finden, was aber aufgrund der großen 

emotionalen Aufgeregtheit von den Studenten kaum so wahrgenommen wird.14  

Diese Erfahrungen haben durchschlagenden Einfluss auf die Eindeutigkeit der kommunikativ 

erzeugten Innen/Außen-Grenze, was eine zunehmende Polarisierung zwischen Protestkollek-

tiv und Gegnerschaft erzeugt und mit entsprechenden Auswirkungen vor allem auf die Identi-

fikationen und emotionalen Bindungen der Studenten mit dem Protestkollektiv als auch auf 

entsprechende kollektive Handlungsorientierungen verbunden ist. 

 

Dabei dient der universitäre Raum – wie schon in der Zeit davor – als lokaler Treffpunkt und 

insbesondere als kommunikative Plattform, in dem in der unmittelbaren Folge des Ereignisses 

in physischer Ko-Präsenz der Akteure diskutiert, sich ausgetauscht und über das weitere Vor-

gehen beratschlagt werden kann. Es kommen hier weniger die psychosozialen Wirkungswei-

sen, wie sie Fahlenbrach im Zusammenhang mit der eher rituell und demonstrativ-expressiv 

ausgerichteten Formierung eines symbolischen Massenkörpers eingehender beschreibt, zum 

Tragen (Fahlenbrach 2002, 148-155). Die Prozesse einer „kollektive[n] Synchronsation der 
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subjektiven Konfliktwahrnehmung“ (ebd., 149) sind hier viel mehr auf sprachlich erzeugtes 

gegenseitiges Verstehen bzw. ‚Verstandenfühlen’ – auf kognitiver und vor allem auch emoti-

onaler Ebene – ausgerichtet und von daher auf der Ebene diskursiver Austauschprozesse zu 

veranschlagen, wobei der physischen Ko-Präsenz der Akteure und der damit verbunden Nähe 

und Intensität hinsichtlich der spezifischen Ausformungen der Verbundenheitsgefühle in der 

Gruppe zentrale Bedeutung zukommen dürfte. Der universitäre Raum kann insofern als ‚Mik-

rovariante’ des lokalen Bewegungsmilieus begriffen werden, wie es von Rucht, Blattert und 

Rink beschrieben wird: „Diese Milieus beinhalten bestimmte infrastrukturelle Einrichtungen 

(etwa Kneipen, Jugendzentren und Szenenblätter), welche Treffpunkte bzw. Kommunikati-

onsforen für Bewegungsanhänger darstellen, jedoch nicht direkt als Bewegungsorganisation 

anzusprechen und auch selten einer bestimmten Bewegung exklusiv zuzurechnen sind. Die 

Gesamtheit dieser infrastrukturellen Basis und das damit verbundene soziale Regelwerk stellt 

im soziologischen Sinne eine Institution dar …“ (Rucht u.a. 1997, 47) 

Für die Ausweitung des Kommunikationsraums über den diskursiven Nahraum der hauptakti-

ven Akteursgruppen hinaus werden weitere Kommunikationsmittel eingesetzt. Vor allem das 

Flugblatt wird in den ersten Tagen nach dem Todesereignis von den Protestakteuren vielfach 

als Kommunikationsmedium verwendet. Miermeister und Staadt bezeichnen in ihren Ausfüh-

rungen bezüglich des Medieneinsatzes der Protestakteure das Flugblatt als eines der zentralen 

Instrumente15 sowohl zur kommunikativen Verständigung innerhalb des Bewegungsnetzwer-

kes sowie in der breiteren Öffentlichkeit, als nicht zuletzt – quasi auf metakommunikativer 

Ebene – auch als Technik der Identitätsstiftung: „ … außer in großen Diskussionenveranstal-

tungen und in Zeitschriften fanden die Antiautoritären vor allem in Flugblättern zu ihrem 

Selbstverständnis. … Flugblattschreiben war nicht nur Sache einiger prominenter APO-

Funktionäre, sondern war sinnlich-befreiende gemeinsame Betätigung für die Mitglieder un-

zähliger Schüler-, Lehrlings- und Studentengruppen.“ (Miermeister; Staadt 1980, 8).  

In Bezug auf die bewegungsspezifischen Nutzungsweisen des Mediums Flugblatt werden in 

politischer Hinsicht somit nicht nur oder nicht in erster Linie deren instrumentelle bzw. – in 

                                                                                                                                                         
14 Näheres zur Berichterstattung nach dem 2. Juni findet sich etwa in Melchert 2003, 297f. 
15 Auch in spezifischem Zusammenhang mit der ESK findet der zentrale Stellenwert des Flugblatts in den 

Kommunikationspraxen der Protestakteure immer wieder Erwähnung. Gleichzeitig veranschaulicht die 
von Stamm aufgeführte Flugblattaktion nach dem Kongress in Hannover am 9. Juni – eine Woche nach 
dem Todesfall –, in welcher bundesweit 100'000 Exemplare verteilt werden (s.u.) und die von Stamm si-
cherlich zu Recht als für damalige Verhältnisse Aktion mit „ungeheure[r] Auflage“ (Stamm 1988, 31, 
Fussnote 7) bezeichnet wird, mit Blick auf die heutigen digitalen Distributionsoptionen im Internet die 
enormen Aufwands- und Kostensenkungsvorteile durch die neuen Technologien. (Auch wenn dieser Ver-
gleich natürlich so noch nichts über die tatsächliche Kommunikationsleistung aussagt: Das Flugblatt wie 
die Internetseite muss zuerst gelesen werden, bevor sie – und dann auch nur potenziell – Wirkung entfal-
ten kann.) 
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der Unterscheidung von Göhler, die er im Zusammenhang seiner Erörterung des Verhältnisses 

zwischen Öffentlichkeit und Macht skizziert – die transitiven, als vielmehr die intransitiven 

Machtpotenziale hervorgehoben: Intransitive Macht in der Ahrendt’schen Auslegung des 

Machtbegriffs als „Selbstmächtigkeit einer sozialen Einheit“ als „Produkt des Zusammenhan-

delns der Akteure oder noch genauer: [als] Sachverhalt des Zusammenhandelns selbst“. Dies 

gegenüber der transitiven Macht, die an die klassische Definition von Weber im Sinne der 

Durchsetzung des eigenen Willens anknüpft (Göhler 1995, 8+9). Es ist also das Medium 

Flugblatt in seinen subkulturellen Nutzungsformen, das in diesem Zusammenhang kollektive 

Identität fördernde Kraft zugesprochen erhält – ein Medium, das in neueren wissenschaftli-

chen Arbeiten, die sich mit der Bedeutung verschiedener Medien für aktuelle Protestbewe-

gungen und -kampagnen auseinandersetzen, eher marginale bis keine Aufmerksamkeit mehr 

erlangen kann und dem bezüglich der Zuschreibung ‚Gemeinschaftlichkeit’ fördernder Poten-

ziale (– die jeweilige empirische Validität außen vor gelassen –) längst die Internettechnik 

den Rang abgelaufen hat. 

Wesentlich mittels dieser aus heutiger Sicht technisch wenig elaborierten Kommunikations-

mittel – physische Treffen in subkulturell etablierten Kommunikationsräumen und Flugblätter 

– organisierten engagierte Studentengruppen in den unmittelbar folgenden Tagen des 2. Juni 

in zahlreichen Universitätsstädten größere Kundgebungen16 von (vorwiegend) Studenten. Sie 

können sowohl als kollektive Verbundenheit bezeugende Zeichen der Solidarität als auch als 

expressive Demonstration des Protestes nach ‚außen’ interpretiert werden. Mit ähnlicher dop-

pelter Zielsetzung werden zahlreiche medial veröffentlichte Kommentare und Stellungnah-

men verfasst. In der einschlägigen Literatur erwähnt werden unter anderem Leitartikel, ein 

Comicstrip in einer Studentenzeitung,  von mehreren Hochschulen oder Lehrkräften gemein-

sam verfasste Erklärungen, Aufrufe zu Vorlesungsstreiks bis hin zur Herstellung einer künst-

lerischen Plastik etc. – Solidaritätsbekundungen aus dem ganzen Bundesdeutschen Raum. 

Auch ein Blick auf Inhalt und Stil der ersten Flugblätter, die von den Studenten unmittelbar 

nach dem Tod von B.Ohnesorg in Berlin verteilt werden, macht deutlich, dass es den Studen-

ten in dieser ersten Phase vor allem um Ereignismeldung und -aufarbeitung sowie um Protest-

formulierung geht. Es handelt sich vorwiegend um rein sprachtextlich verfasste Medienpro-

dukte, die allesamt den für diese Zeit häufigen verspielt-provokativen antiautoritären Stil 

vermissen lassen und auch auf jegliche visuelle Unterstützung durch Symbole und Bilder ver-

                                                 
16 Otto erwähnt konkret etwa eine Demonstration in München mit 9000 Teilnehmern und einen Protestum-

zug in Göttingen mit 6000 demonstrierenden Studenten (Otto 1989, 238). Fichter und Lönnendonker be-
richten überdies von einem Umzug und anschließenden Kranzniederlegungen von 2000 Studenten im 
schwarzen Anzug  als klassisches symbolisches Zeichen der Trauer und Anteilnahme – in Tübingen, ei-
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zichten. In diesem Kontext bemerkenswert ist dann auch, dass der Springer Verlag auf den 

Flugblättern sehr selten und wenn, dann eher am Rande Erwähnung findet. Weit deutlicher 

wird der Empörung über Maßnahmen und Vorgehen der Westberliner Polizei Ausdruck ver-

liehen. Auch das Verhalten des Berliner Senats (insbesondere des Regierenden Bürgermeis-

ters und seines Polizeipräsidenten) wird scharf kritisiert. Konkret werden mehrheitlich Rück-

tritte von Verantwortlichen in der Politik gefordert (Melchert 2003, 296).17

Weit deutlicher wird jedoch dann die Kritik an Springer in einem Briefwechsel zwischen dem 

SDS und der Berliner Redaktion der Bild-Zeitung, bei welchem der SDS Bild einerseits be-

schuldigt, für den Tod Benno Ohnesorgs mitverantwortlich zu sein, und andrerseits klare 

Sanktionen gegen den Springer-Konzern formuliert: „Wir fordern die Enteignung des Sprin-

ger-Konzern“ (Miermeister,139+140; Oy01,123). Gerade dies verdeutlicht die von anfang an 

verhärteten, emotionalisierten Fronten ohne Kompromissbereitschaft.  

 

Die bisherigen Ausführungen zeigen, dass in Bezug auf die ESK sowohl die konkrete Issue-

Selektion, als auch der Zeitpunkt der Lancierung der Kampagne zwar keineswegs zufällig 

bzw. ohne Vorgeschichte sind. Dennoch ist die ESK weder – wie viele heutige, von professi-

onellen NGOs geführte Kampagnen – zeitlich gezielt kalkuliert noch an der unabhängig von 

den eigenen Aktivitäten existierenden massenmedialen Öffentlichkeitsagenda ausgerichtet. 

Ebenso wenig ist das Kampagnen-Thema unter Mitberücksichtigung der Erfolgswahrschein-

lichkeit oder mit Rücksicht auf die gemutmaßte breite Bevölkerungsmeinung gewählt und 

konstruiert worden, wie dies aufgrund des mittlerweilen relativ dicht besiedelten Feldes von 

Organisationen, in dem um die öffentliche Aufmerksamkeit und Bereitschaft zur Unterstüt-

zung der jeweiligen politischen oder sozialen Anliegen in Konkurrenz zu anderen gerungen 

werden muss, in vielen aktuellen Kampagnen durchaus praktiziert wird. Vielmehr handelt es 

sich hier um eine sich unmittelbar und existenziell angegriffen gefühlte Protestgemeinschaft, 

welche nicht nur proaktiv agiert, sondern in gewissem Sinne direkt-betroffen und sehr emoti-

onal reagiert. Dabei schaffen diese ersten symbolischen Solidaritätskundgebungen, die zu 

großen Teilen spontaner Ausdruck persönlicher emotionaler Befindlichkeiten sind, auf der 

funktionalen Ebene des Kollektivs eine entscheidende Voraussetzung für die weitere Agitati-

                                                                                                                                                         
nem Schweigemarsch von 1500 Studenten in Marburg und von verschiedenen weiteren Demonstrationen 
und Aktionen (Fichter; Lönnendonker 1998, 150f). 

17 In einer Flugblatt-Abschrift in Vesper 1967, S.113 findet sich als letzter von insgesamt zehn Forderun-
gen, die Forderung an das Berliner Abgeordnetenhaus, die Enteignung des Springer-Konzerns vorzube-
reiten; Otto wiederum erwähnt ein Flugblatt von anfang Juli, in dem der SDS die Enteignung des Sprin-
ger-Konzerns gefordert haben soll. Viele weitere Abschriften einiger Flugblätter, Resolutionen und ande-
rer Protestnoten, die unmittelbar nach dem 2. Juni in Umlauf gebracht werden, in denen der Springer-
Konzern aber praktisch keine Erwähnung findet, sind in Vesper 1967, S. 107ff. abgedruckt. 
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on der Studentenschaft als Bewegung: Es kommt zu einer bedeutenden Stärkung der kollekti-

ven Identität, was – aus theoretischer Perspektive betrachtet – für eine erfolgreiche Mobilisie-

rung und für die kollektive Handlungsfähigkeit einer Bewegung eine hilfreiche Unterstützung 

bzw. sogar eine gewisse Notwendigkeit darstellt. 

 

In der Folgezeit steht dann (vorerst) wieder weniger die primär symbolisch-expressive De-

monstration der emotionalen Befindlichkeiten wie Trauer und Empörung im Vordergrund. Es 

sind – im Sinne einer relativen Beruhigung der Lage – die vor allem von den Hauptakteuren 

im SDS und der Kommune angestrebten Bemühungen, sich in den Kommunikationspraxen –

 stärker strategisch ausgerichtet – an den jeweiligen übergeordneten Zielen und theoretisch-

ideologischen Konzepten zu orientieren, die zunehmend wieder an Einfluss gewinnen. Es gilt 

daher in Ergänzung des ‚reaktiven’ Moments, im Folgenden stärker das vorwiegend an den 

eigenen Zielen und Konzepten orientierte ‚aktive’ Moment der Protestkommunikationen bzw. 

der ESK zu erörtern. 

 

 

5. Gegenöffentlichkeitskonzept und Medienpraxis  

 

5.1 Aspekte der (Gegen-)Öffentlichkeit in der Theorie 

Als ein zentraler und charakteristischer Begriff aus der Zeit und den intellektuellen Kreisen 

der 68er Bewegung, der viele der einzelnen Kommunikations- und Handlungsweisen orien-

tierte und welcher in Protestkreisen und in der Rede über sie teilweise bis heute18 – wenn auch 

mit variierenden inhaltlichen Ausfüllungen – diskursiven Bestand hat, ist der Begriff der Ge-

genöffentlichkeit.19 Es sind zwei intendierte Ziele an den Begriff geknüpft: Einerseits eine 

‚Demokratisierung von unten‘ durch eigene, selbstinitiierte Deliberation fördernde Publikati-

onsmittel. Andererseits wird der Begriff der Gegenöffentlichkeit als „Kampfbegriff“ (Stamm 

                                                 
18 Eine aktuelle Publikation, in welcher der Begriff einen prominenten Stellenwert im Zusammenhang mit 

der Diskussion von ‚Internet(gegen)öffentlichkeit’ einnimmt, ist etwa die Arbeit von Plake, Jansen und 
Schuhmacher (Plake u.a. 2001, insb. 23ff.). 

19 Explizite Erwähnung findet der Begriff im Rahmen der ESK beispielsweise in der am 9. September 
1967, am 22.Delegiertenkongress des SDS verabschiedeten ‚Resolution zum Kampf gegen Manipulation 
und für die Demokratisierung der Öffentlichkeit‘ –eines der zentralen Konzeptpapiere der ESK, das wei-
ter unten noch näher erläutert wird. Dort heißt es: „Es kommt darauf an, eine aufklärende Gegenöffent-
lichkeit zu schaffen, die Diktatur der Manipulateure [gemeint ist damit insbesondere der Springer Verlag, 
V.d.S.] muß gebrochen werden.“ (Miermeister; Staadt 1980, 141). 
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1988, 40) geführt, in der Absicht, die herrschende Medienordnung nicht nur durch Eigeniniti-

ativen zu erweitern, sondern das Bestehende in seinen Strukturen zu verändern.20  

Zentrale Formen, mittels denen die Restituierung der Öffentlichkeit erreicht werden soll, sind 

einerseits die Herstellung eigener Publikationsorgane als auch konventionelle Protestformen 

wie Demonstrationen, Versammlungen und ‚Aufklärung durch Diskussion‘. In der Überzeu-

gung insbesondere der antiautoritär orientierten Protestakteure lässt sich unter den gegebenen 

Bedingungen aber nur durch das vorausgehende Durchbrechen bestehender Konventionen 

und Spielregeln überhaupt erst Diskussion anregen (Weiss 1985, 49). Nur die Auffälligkeit 

der Aktionen, ihre Abweichung vom Alltag, so die Annahme, ließe die durch die autoritäre 

Machtelite gesteuerten Konventionalisierungen und verinnerlichten Machtstrukturen über-

haupt erst wieder ins Bewusstsein dringen, und nur  durch ungewöhnliche, neue Protestfor-

men, könnten so letztlich die konkreten Anliegen der Protestierenden einer breiten Öffent-

lichkeit zugänglich gemacht werden.21 Andererseits gilt es im Sinne der Gegenöffentlichkeit 

als ‚Kampfbegriff’, bisherige staatlich legale Formen der Demonstration aufzukündigen und 

sich bewusst soweit zu illegalisieren, „dass die Staatsmacht sich provoziert fühlen musste, 

gegen die Provokateure vorzugehen, ohne selbst genügend rechtliche Mittel zu besitzen“ 

(Lönnendonker u.a. 2002, 427) und dadurch seine Legitimität selbst zu untergraben.22 Bewe-

gungsintern werden diese Strategien, die auch unter dem Begriff der ‚Begrenzten Regelverlet-

zung’23 firmieren, von einer fortwährenden und heftigen Grundsatzdebatte über die Grenze 

von Legalität und Illegalität begleitet, ohne dabei je einen Konsens zu erreichen.  

Solche Aktionsformen können nicht zuletzt auch als praktische Umsetzungen der weiter oben 

angesprochenen Mischung von instrumentellen und expressiven Motiven angesehen werden: 

In Bezug auf das einzelne Individuum gilt, so die theoretische Argumentation der Protestak-

teure, dass die Aufklärung nur im Handeln selbst wirksam werden könne. Die spontane, poli-

tische Aktion sei auch für den Protestierenden selbst notwendig, um die eigene Apathie zu 

überwinden. Spontaneität und Phantasie könnten sich gerade in diesen unkonventionellen 

Protestformen, in der Form ‚politischer Selbsttätigkeit‘ wieder entwickeln. Aufgrund der 

                                                 
20 Siehe Näheres zum Begriff der Gegenöffentlichkeit in Kontext der studentischen Protestbewegung in 

Stamm 1988, S.40-42. 
21 Bereits die Gruppe ‚Subversive Aktion’ hatte in den Jahren 1962-65 in Großstädten wie München, Stutt-

gart, Frankfurt und Berlin ein umfangreiches Repertoire solcher Aktionen praktiziert, die bewusst ihre 
Vermarktung und Organsierung in „Massenparteien“ unmöglich machen sollten (Stamm 1988, 25). 

22 Dies sind zum Teil Aktionsformen, die zwar in heutigen Protesten immer noch praktiziert werden, wel-
che die provozierende Symbolwirkung gegenüber den Autoritäten aufgrund der gewachsenen Toleranz 
gegenüber nonkonformen Verhaltensweisen (zumindest in den meisten Ländern des EurAm-Raumes) 
wohl aber weitestgehend verloren haben dürften. 

23 Siehe dazu Stamm 1988, S. 25+26; Oy 2001, S. 118. 
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Spontaneität dieser Aktionen und Demonstrationen würde der ‚Anspruch auf tätige politische 

Reflexion‘ und auf ‚bürgerliche Subjektivität‘ geltend gemacht (Weiss 1985, 50).  

Die diversen Umsetzungen dieser Zielsetzungen werden in der Literatur tatsächlich auch als 

vielgestaltig und durchaus kreativ und lustbetont dargestellt – wobei die größte Verbreitung 

letztlich die Aktionsformen des ‚sit-ins‘, ‚teach-ins‘ und ‚go-ins‘ erreichen, Taktiken, die ur-

sprünglich aus der us-amerikanischen Bürgerrechtsbewegung stammen und von dort adaptiert 

werden.24

Fahlenbrach streicht die Besonderheit dieser spezifischen Formen der studentischen Strassen-

aktionen in Abgrenzung zu den traditionellen Aufmärschen der Arbeiterbewegung heraus. Sie 

beschreibt die Aufmärsche der Arbeiterbewegung als in hohem Maß ritualisiert, was die 

Grenze zwischen Protestierenden und ‚Angeklagten‘ bzw. der Umwelt klar definiert aufrecht-

erhalte. Im Gegensatz dazu ginge es den Protestformen der Studenten- und Jugendbewegung 

darum, den öffentlichen Raum symbolisch zu besetzen, ihn sich anzueignen und damit durch 

die Protesthandlungen unmittelbarer ins alltägliche Geschehen einzugreifen.25 „Da sie [die 

Protestierenden, V.d.S.] gezielt die konventionalisierten Regeln öffentlicher Ordnung unter-

laufen, gelingt ihnen die Irritation kultureller Selbstverständlichkeiten, die über den instru-

mentell abgrenzbaren politischen Protest hinausgeht.“ (Fahlenbrach 2002, 190).  

Wie sehen nun die praktischen Anwendung dieser theoretischen Grundkonzepte zur Zeit der 

ESK aus? Inwiefern gelingt es eine Gegenöffentlichkeit herzustellen und mit welchen konkre-

ten Organisationsprozessen ist dies verbunden? 

 

5.2 (Gegen-)Öffentlichkeit in der Praxis 

Die Beschreibungen und Beurteilungen dazu fallen in der Literatur unterschiedlich aus. Eine 

eher euphorisch anmutendes Stimmungsbild bezüglich der Umsetzung der Zielsetzung ‚Auf-

klärung durch Öffentlichkeit’ in der studentischen Praxis unmittelbar nach dem 2. Juni liefern 

Fichter und Lönnendonker in einer ihrer älteren Arbeiten: „Ohne Redaktionsstäbe, Rotati-

                                                 
24 Ausführlicher zur Entstehungsgeschichte, Ideologie und den Diffusionsprozessen dieser Taktiken siehe 

Kraushaar 2000, S. 54-61. 
25 Stamm macht eben dieses Bestreben nach ‚Unmittelbarkeit’ in Verbindung mit ihrem Aufklärungsziel 

letztlich für das Scheitern der studentischen Anliegen verantwortlich: „Geht man davon aus, dass Aufklä-
rungsprozesse langwierige Prozesse in einem unbegrenzten Zeithorizont sind, die sich nicht auf ein stimu-
lus-response-Prinzip reduzieren lassen …, dann wird klar, weshalb die intendierte Strategie der Aufklä-
rung der Massen scheitern musste. Denn ein Spezifikum der Studenten- und Schülerrevolte war gerade, 
dass sich deren Verhältnis zur Zeit verändert hatte. << Ihre Idee der ‚Umwälzung von Alltäglichkeit und 
Subjekt’ hatte eine ganz andere Zeitperspektive, als die Politik der Parteien: Die Achse, um die sich die-
ses veränderte Paradigma von Umwälzung drehte, war zunächst die Zeitstruktur des ‚Sofort…’, des ‚Do-
it-now’. Aufbrechen, umbrechen, fallen lassen, weggehen, Sprung …>> … Und so ging die Strategie der 
‚linearen Aufklärung’ tendenziell an denjenigen vorbei, an die sie eigentlich gerichtet war, die lohnab-
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onsmaschinen, Rundfunk- und Fernsehstudios gelang es dem studentischen ‚Komitee für Öf-

fentlichkeit’, eine Gegenöffentlichkeit … aufzubauen. Mit selbstgefertigten Flugblättern in-

formierten die FU-Studenten die Bevölkerung West-Berlins und diskutierten zu Hunderten bis 

in die frühen Morgenstunden auf dem Kurfürstendamm, vor U-Bahn-Stationen und vor Fab-

riktoren.…“ (Fichter; Lönnendönker 1980, 166). Über das nachhaltige Gelingen der Schaf-

fung einer Gegenöffenlichkeit finden sich tendenziell nüchternere Stimmen. Die Beurteilung 

von Stamm beispielsweise fällt ambivalent aus. Zwar spricht er der studentischen Revolte zu, 

über die Zeit zumindest ansatzweise autonome Strukturen in Form einer funktionierten ‚Ge-

genpresse’ entwickelt zu haben. Er bezeichnet diese aber im Vergleich zur amerikanischen 

Underground-Presse als „folgenlos“. Zudem kritisiert er differenzierend, dass sich zwar eine 

Gegenöffentlichkeit hergestellt, diese sich aber nicht von der „politischen Alltagspraxis der 

Protestierenden abgelöst“ habe (Stamm 1988, 41).26 Oy wiederum konstatiert, dass bezüglich 

der Aktionen im Zusammenhang mit der ESK vor allem die durch Unkonventionalität provo-

zierenden Formen (Oy 2001, 122), wie sie vorwiegend im antiautoriäten Lager praktiziert 

werden, ausbleiben. Erklärungen für die Beobachtungen von Stamm und Oy sind einerseits 

auf Einstellungsveränderungen zentraler Protestakteure und andererseits auf Veränderungen 

der Protestnetzwerkstrukturen zurückzuführen.  

Der massenhafte und die Protestorganisatoren tendenziell überfordernde Zulauf von Studen-

ten und Jugendlichen nach dem 2. Juni, aber auch die Erfahrungen aus der unmittelbaren Ver-

gangenheit, weder in der bürgerlichen Öffentlichkeit noch in der Arbeiterschaft auf Akzep-

tanz zu stoßen, der zunehmende massiv stigmatisierende Druck von Presse und Politik, sowie 

die Kulmination in den gewalttätigen Auseinandersetzungen mit der Polizei, verstärken zu-

mindest bei Teilen der Aktiven in der Studentenschaft das Bedürfnis, vorerst weiter Eskalati-

onen zu verhindern und in der Öffentlichkeit in erster Linie einen verstärkten Rückhalt zu 

erreichen.  

Verstärkt wird diese Deeskalationshaltung durch eine Machtverschiebung im studentischen 

Protestnetzwerk. Konkret kehrt sich vor allem das Machtverhältnis zwischen SDS und der 

weit mehr auf Provokation ausgerichteten Kommune, denn der SDS kann nach dem 2.Juni 

                                                                                                                                                         
hängigen Massen.“ (Stamm 1988, 28). Die Antwort auf dieses Scheitern beschreibt Stamm dann an späte-
rer Stelle in Form einer erneuten „Ritualisierung der Öffentlichkeit“ anfangs der 70er Jahre (ebd.,65ff.). 

26 Diese Alltagspraxis bezeichnet er als „politische Gebrauchsöffentlichkeit“ und setzt sie in Gegensatz zu 
einer Gegenöffentlichkeit, die sich auch strukturell zu etablierten vermag, etwa im Sinne gegenkultureller 
Lebensräume bzw. eines „Gegenmilieus“(Stamm 1988, 41+42). Diese anspruchsvollere Fassung von Ge-
genöffentlichkeit ist vergleichbar mit dem weiter oben erwähnten Verständnis des Milieubegriffs von 
Rucht, Blattert und Rink.  
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das organisatorische Netz verschiedener Hochschulorganisationen27 an den Universitäten für 

sich gewinnen, um die sprunghaft angewachsene Protestbasis zu koordinieren und zu verbrei-

ten. Dagegen fehlt der Kommune das organisatorische Netz von Bündnissen. Sie agiert viel 

isolierter und ist daher primär darauf angewiesen, dass die unterschiedlichen Medien über sie 

berichteten. Zudem steht sie aufgrund früherer Aktionen zunehmend unter dem Druck der 

Justiz (Lönnendonker u.a. 2002, 481). Auch ältere Protestbewegungen wie die von christli-

chen, pazifistischen und sozialistischen Gruppierungen getragenen ‚Ostermärsche‘ der A-

tomwaffengegner, die zwar aufgrund der Ereignisse wieder erstarken, können dem organisa-

torisch besser eingebetteten und argumentativ überzeugenderen SDS die Führer- und öffentli-

che Sprecherschaft nicht streitig machen (Sösemann 1999, 679). 

Von Lönnendonker et. al. wird zudem die Bildung von neuen Initiativen erwähnt, die Flug-

blätter und Zeitschriften herausbringen, um die Bevölkerung zu erreichen und aufzuklären, 

sowie von sich dezentral organisierenden „ Ad-hoc- und Basisgruppen“  in den einzelnen Be-

zirken, die gegründet werden, um näher an der Realität einer Wohn- und Lebensregion zu sein 

(Lönnendonker u.a. 2002, 465). Der  Ausschuss für Öffentlichkeitsarbeit der FU Berlin gibt 

dazu einen mehrseitigen Katalog von Empfehlungen an die studentischen Mitstreiter ab, wie 

Diskussionen mit der Bevölkerung zu führen sind.28

 

Es ist dann aber die auf der  22. Delegiertenkonferenz des SDS in Frankfurt verabschiedete 

‚Resolution zum Kampf gegen Manipulation und für die Demokratisierung der Öffentlichkeit‘ 

die für neue öffentliche Provokation sorgt. In der Resolution wird Kritik und Ziel der ESK 

erstmals ausführlich formuliert. Kritisiert wird vor dem weiter oben ausgeführten theoreti-

schen Hintergrund der ‚Manipulationsthese’ konkret das herrschende Modell von Öffentlich-

keit. Statt demokratisch-deliberative Öffentlichkeit herzustellen käme es aufgrund privatwirt-

schaftlicher Interessen und politischer Herrschaftsansprüche zur „funktionalen Beherrschung 

der Massen“ (Oy 2001,125). Im Rahmen der Kampagne sollte die publizistische Macht des 

Springer-Konzern zerschlagen werden. Langfristiges Ziel ist die Herstellung einer ‚praktisch-

kritische Öffentlichkeit’, wozu es den Widerstand der Gesamtgesellschaft zu mobilisieren und 

organisieren gälte (Lönnendonker u.a. 2002, 384). Die Kampagne formuliert Maßnahmen auf 

                                                 
27 Erwähnt werden namentlich etwa der Verband Deutscher Studentenschaften, die politischen Hochschul-

organisationen des SHB, der HSU, des LSD und vor allem die einzelnen AStAs. 
28 Festgehalten ist darin, wer in der Öffentlichkeit anzusprechen ist, wie man die Gesprächsführung gestal-

ten soll und mit welchen kritischen Fragen zu rechnen ist (Miermeister/Staadt 1980, 99-101). Weiteres 
Zeugnis solcher Deeskalationsbemühungen ist etwa eine Flugblattabschrift in Otto 1989, S.236: In die-
sem Flugblatt des AstA der FU Berlin vom 3. Juni 67, in welchem zu einer Demonstration gegen das 
Demonstrationsverbot aufgerufen wird, steht zuoberst die imperative Mahnung an die Studenten: „Wir 
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verschiedenen Abstraktionsstufen von der Verhinderung  der Auslieferung bis hin zur eher 

allgemeinen Aufforderung zur Bildung einer Gegenöffentlichkeit.  

Was wird davon tatsächlich realisiert? Eine Reihe kritischer Expertisen und Buchpublikatio-

nen über den Springer-Konzern erscheinen. Im Oktober 1967 kommt es im Vorfeld der 

Buchmesse in Frankfurt zu einer Boykottresolution „Gegen das Monopol von Axel Springer“ 

das von zahlreichen Mitgliedern der ‚Gruppe 47‘ unterzeichnet wird (Melchert 2003, 311) 

und auch an der Buchmesse selber kommt es zu vereinzelten studentischen Aktionen und 

Boykottaufrufen29 gegen Springer. Melchert führt zwar aus, dass der Konzern zum Hauptge-

sprächsstoff der Buchmesse wird (ebd., 312), über die tatsächliche Resonanz der Boykottauf-

rufe finden sich jedoch in der Literatur keine Aussagen. Abgesehen von diesen spärlichen 

Aktionen, die tendenziell weniger Verhaltensänderungen in der Öffentlichkeit als in der nega-

tiven Stimmungslage zwischen den Konfliktparteien provozieren, wird von all den Plänen und 

Forderungen in der Resolution praktisch nichts und schon gar nicht in Form von strategisch 

koordinierten Aktionen umgesetzt. 

 

5.3 Das ambivalente Verhältnis zu den Massenmedien 

Das Bild wäre aber reichlich verfälscht, würden im Zusammenhang mit der ESK und vor al-

lem mit Blick auf die gesamten Jugend- und Studentenproteste nur die Interaktionen zwischen 

Protestierenden und Bevölkerung in der Öffentlichkeit und die Eigenpublikationen der Pro-

testakteure beleuchtet. Im Gegenteil: Insbesondere Fahlenbrach verweist auf die maßgebliche 

Bedeutung der Massenmedien für die Studentenbewegung: Massenmedien seien historisch 

erstmalig wichtigster Ort zur breitenwirksamen provokativen Selbstrepräsentation der Akti-

visten und zur instrumentellen Durchsetzung der Bewegungsziele im öffentlichen Bewusst-

sein sowie gleichzeitig Ort, an dem sich die Protestbewegung expressiv ihrer neuen habituel-

len Leitwerte vergewissert könnten (Fahlenbrach 2002, 167). Das Verhältnis der protestieren-

den Studenten zur bürgerlichen Öffentlichkeit beschreibt Stamm dabei als höchst ambivalent. 

Auf der einen Seite die rigide Ablehnung der ‚Manipulationsinstanzen‘ und auf der anderen 

Seite ihrer Nutzung sowohl als wichtige Informationsquelle als auch als eines der zentralen 

Foren für die Publizierung der eigenen Aktionsziele (Stamm 1988, 33). Auch Lönnendonker 

et. al. bezeichnet vor allem den „antiautoritäre Aktionismus“ auch als eine Methode, um die 

Revolte für die Medien attraktiv zu gestalten und damit breitere öffentliche Aufmerksamkeit 

zu erhalten (Lönnendonker u.a. 2002, 427).  

                                                                                                                                                         
provozieren niemanden“  und auch im weiteren Text stehen Anweisungen zu einem friedlichen Demonst-
rationsverhalten. 

29 Sösemann schildert dies fälschlicher Weise als ein Ereignis, dass sich im Jahre 1968 abgespielt haben soll 
(Sösemann 1999, 680)! 
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Damit wird auch die ‚Symbiotik’ der Beziehung zwischen Protestakteuren und Massenmedien 

– insbesondere dem visuellen Medium Fernsehen angesprochen. Dazu Fahlenbrach: „In den 

Medien wir die überhöhte Analogisierung von Jugend und Progressivität, wie sie von der Pro-

testbewegung selbst proklamiert wird, als Innovationsmoment für die eigene programmati-

sche Erneuerung entdeckt. So nutzen die Medien in ihrem akuten Konkurrenzkampf die emo-

tional aufgeladene Generationendifferenz, um sie ihren Medienangeboten als ‚Image’ zu in-

tegrieren.“ (Fahlenbrach 2002, 184). Vor allem das linke Spektrum des bundesrepublikani-

schen Journalismus bekundete zum Teil durchaus Sympathie für Positionen der Demonstrie-

renden. Diese entstand vornehmlich durch die Faszination, die die – für die damalige Zeit 

ungewöhnliche und neue und eben gerade dadurch für das Mediensystem mit seinen spezifi-

schen Ereigniskonstruktions- und -selektionsmechanismen attraktive – Verbindung von politi-

schen Diskussionen mit denjenigen über einen neuen Lebenstil hervorrief (Sösemann 1999, 

692). 

Doch trotz zum Teil erheblicher eigener (Gegen-)Öffentlichkeitsanstrengungen von Seiten der 

Protestakteure und trotz der zusätzlichen Aufmerksamkeitsverstärkung durch die Massenme-

dien, gelingt es denn Protestakteuren nicht ihre hochgesteckten Ziele zu erreichen. Während 

die Jugendgeneration mehrheitlich zumindest gewisse Sympathien bekunden, kann weder die 

bürgerliche Öffentlichkeit, noch die zentral avisierte deutsche Arbeiterschaft für die Protest-

ziele interessiert, geschweige denn mobilisiert werden.  

 

 

6. Schlussbetrachtung  

 

Im Verlauf der Analyse wurde nicht der Eindruck gewonnen, dass die Akteure der ESK den 

Springer-Konzern primär als einen Akteur aus dem ansonsten funktional von politischen Ra-

tionalitäten weitestgehend entbundenen Wirtschaftssystem aufgefasst und insofern versucht 

hätten, durch Öffentlichmachung bzw. Protest dessen privatwirtschaftlichen Handlungsmuster 

zu ‚politisieren’. Vielmehr entstand der Eindruck, dass die Akteure ihren Protest gegen einen 

Akteur geführt haben, den sie in seiner publizistischen Rolle sehr wohl und wesentlich bereits 

als eine sehr politik- bzw. obrigkeitsnahe und den „Herrschaftszusammenhang“ legitimieren-

de beziehungsweise durch „Meinungsmanipulation“ Herrschaft selbst produzierende Instanz 

wahrgenommen und den sie bezüglich eben dieser Rolle öffentlich kritisiert und bekämpft 

haben: Im Framing der ESK ist bezüglich der Rolle des Springer-Konzerns die Binärcodie-

rung (Privat-)Wirtschaft und Politik aufgehoben in der weit dominanter kommunizierten 

Grenzziehung zwischen ‚Herrschaft und Beherrschten’. 
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Auch die – zugegebenermaßen nur kursorische – Durchsicht von Primärquellen-

Sammelbänden30 vermittelt den Eindruck, das im engen Zusammenhang mit der ESK auch 

dem Thema ‚Konsum’ kein dominanter Stellenwert zukommt. (Das würde konkret etwa auch 

bedeuten, dass das Konsum-Thema bei Textauswertungen im Rahmen einer differenzierten 

Frame-Analyse wahrscheinlich kaum als sehr relevanter Frame extrapoliert werden könnte.) 

Auf der anderen Seite können ungefähr zur selben Zeit und im selben Raum Protestkommu-

nikationen identifiziert werden, die m.E. ‚eindeutigere’ Formen politisierten Konsums darstel-

len, d.h. Protestformen, die Unternehmen als Gegner avisieren, die – ‚eindeutiger’ als im Fall 

des Springer-Konzerns – in ihrer Rolle als Wirtschaftsakteure attackiert werden. 

Insofern wäre im Rahmen der ‚Kontrastfolie’ für das Forschungsprojekt u.U. ergänzend auch 

ein ‚ Nachspüren’ von Konsum thematisierender Protestkultur jener Zeit interessant, welches 

auf der Basis eines ‚grobmaschigeren Rasters’ erfolgt, d.h. in einem breiter abgesteckten Feld 

recherchiert, welches auch weniger spektakuläre ‚Bewegungsmomente’ zu erfassen erlaubt. 

Die konkrete diesbezüglich methodische Frage, die zu überdenken sich m.E. lohnen könnte, 

ist, ob man das Kontrastfolien-Raster nicht in eine Richtung flexibilisieren sollte, die es er-

laubt bzw. ermöglicht, quasi auch Vorformen von Kampagnen als diachroner Vergleichspunk-

te in die Betrachtungen zu integrieren – und dadurch gleichzeitig eben gerade auch diese Di-

mension als eine relevante Vergleichskategorie in Bezug auf die Forschungsprojekt leitende 

Perspektive des Wandels der Protestkultur zu veranschlagen –, anstatt sich aufgrund eines 

‚engen Kampagnen-Blicks’ und der sich daraus aufgrund der historischen Lage zwangsläufig 

ergebenden kleinen analytisch verwertbaren Auswahl, auf nur wenig bzw. in diesem Fall nur 

den einen Fall zu beschränken. 

  

Diesbezügliche Hinweise bezüglich solcher potentieller Analyse-Gegenstände auf die im Ver-

lauf der Recherche gestoßen wurde, wären etwa:31

• Die vom AStA und SDS Berlin organisierte Demonstration „gegen die großen Konsumtem-

pel“ im Zentrum Berlins am 26. August 1967, anläßlich des ersten ‚langen Sonnabends’ 

(Lönnendonker u.a. 2002, 485). 

• Die laut Untersuchungsbericht des Springer-Verlags im Oberbaumblatt32 vom 12. Juni 1967 

veröffentlichten und dort erörterten Pläne zur Gründung von Preisüberwachungskomitees, 

die sich – so die damalige Idee – „durch die betroffenen Teile der Bevölkerung in Wechsel-

                                                 
30 so zum Beispiel: Kraushaar 2003; Miermeister/Staadt 1980; Vesper 1967,107ff. 
31 Es gilt an dieser Stelle jedoch anzumerken, dass es vermutlich schwierig werden könnte, ohne aufwendi-

gere Primärliteraturanalysen an noch viel weiteres verwertbares Material zu gelangen. 
32 Das Oberbaumblatt ist ein ab Juni 1967 erscheinendes Publikationsorgan aus dem links-alternativen 

Oberbaum-Verlag  (Stamm 1988, 44). 
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wirkung mit der politischen Arbeit der Institutsassoziationen (innerhalb der Gegenuniversi-

tät)“ konstitutieren sollten, sowie die Vorhaben zur Organisierung von Konsumentenstreiks, 

um besonders hohe Preise in Großgeschäften zu drücken (Springer 1967, 43). Aspekte, die 

m.E. durchaus als Vorform einer (zumindest geplanten und bereits öffentlich kommunizier-

ten, wenn auch so kaum oder gar nicht realisierten) Kampagne versteh- und verhandelbar 

sind. Hier scheint sich im Vergleich zu vielen im Forschungsprojekt erfassten Kampagnen 

beispielsweise eine inhaltlich differente Ausrichtung hinsichtlich der Problemkonstruktion 

abzuzeichnen, die eher eine kontextspezifische Variante oder Weiterführung historischer 

Beispiele von Aktionen von Konsumenten-Genossenschaften darstellt. 

• Auch das Frontcover der linksradikalen Kneipenzeitung ‚Agitt 883’ vom 24.12.1970 („Lernt 

vom Nikolaus räumt das Kaufhaus aus“ ) im Primärquellen-Sammelband von Miermeister 

und Staadt verweist eventuell auf eine weiteres Beispiel politisierten Konsums.33

• Und könnten letztlich nicht selbst die Brandanschläge in Frankfurter Kaufhäuser („Konsum-

tempel des Kapitalismus“) am 2./3. April 1968 unter Beteiligung der späteren RAF-

Mitglieder Andreas Baader und Gudrun Ensslin als radikalisierte Grenzfälle politischen 

Konsums betrachtet werden?34

• Darüber hinaus sind es auch indirektere und eher allgemein gefasste ideologisch-kulturelle 

Aspekte, denen in konkretem Bezug auf die ESK keine maßgebliche Relevanz zukommt, die 

aber hinsichtlich der Analyse des Wandels der Protestkultur auf u.U. interessante Aspekte 

verweisen, wie beispielsweise der Hinweis von Kleßmann, der in Bezug auf den allgemei-

nen kulturellen Hintergrund der 68er Jahre „das fehlende Bewusstsein für die Ambivalenz 

des so nachdrücklich proklamierten gesellschaftlichen und technischen Fortschritts“  mo-

niert: „Die kritische Auseinandersetzung mit den ökologischen Kosten und den Grenzen des 

ökonomischen Wachstums setzte erst Jahre später ein. Der marxistisch inspirierte Fort-

schrittsoptimismus und der Glaube an die Machbarkeit der Dinge wies durchaus viele Be-

rührungspunkte mit der eher technokratisch begründeten Fortschrittsgläubigkeit der Politiker 

der Großen Koalition auf.“ (Kleßmann 1991,101). 

 
 

                                                 
33 Leider finden sich bei Miermeister und Staadt keine weiteren Erläuterungen zur Abbildung (Siehe Ab-

bildung 1 im Anhang). 
34 Die Brandanschläge finden Erwähnung in Sösemann 1999 S. 679. 
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